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1. ZusammenfassungdesFrüfungs€rgebnisses

tr4it Schreiben vom 14.10.2009 beaufträgte uns der Zweckverband zur Abwasserbesei-

tigung im pfattertal mit einer Sonderprüfung bei seinem Kommunaltrnternehmen VBA

venraltungs- und Beteiiigungsgesellschaft (im Folgenden: vBA). Prüfungsgegenstand

waren ein Ftnanzierungs- und Anlagekonzept im Zusammenhang mit dem sog' VBA-

Cofoncis, clas sog. Cofonds-Unterkonto sowie weitere, mit dem Fonds in Verbindung

stehende Finanzgeschäfte der V8A (insbes. swaps und caps). Der zeitliche Rahmen

der Sonderprüfung erstreckte sich von derAuflage des Fonds im Jahr 1999 bis zum

Oktober 200g sowie in Bezug auf Swap-Geschäfte in Einzelfällen bis Januar 2A1A' Z'sr

Vermeidung von Doppelprüfungen haben wir mit Blick auf die Berichte zur Prüfung der

Jahresabschlüsse davon abgesehen, die Buchführung und die Bilanzierung bezüglich

des Finanzierungsmodells des VBA-Cofonds und der derivattyen Finanzinstrumente in

unsere Prüfung einzubeziehen {vgl. Nr" I des Fragenkatalogs - Anlage zum Beschluss

des Veruraltungsrais der VBA vom 07'07'2ü09)'

Der Bericht beruht auf den uns zur Verfügung gestellten unterlagen und erteilten

mündlichen Auskünften. Die übergebenen unterlagen waren jedoch zum Teil unge-

ordnet oder nur mit erheblichem Zeitaufuand nachvollziehbar. Mehrfach mussten wäh-

rend der prüfung Unterlagen nachgereicht, erst erstellt oder von Dritten angefordert

werden. Die Vollständigkeit der zur Verfügung geslellten Unterlagen kann ausdrücklich

nicht bestätigl werden'

Unsere Prüfung ergab Folgendes;

a) Finanzierungsmodell

Das Kommunalunternehmen vBA nahm 1999 Kredite von rd' 25,6 Mio € bei der

;}Bani< auf und investierte davcn rd. 23,0 Mio € in den eigens von derlnank auf-

{elegten VBA-Cofonds. Zielwar dabei, eine über die Kreditzinsen hinausgehende

Rendite zu erwirtschaften. Nachdem die Renditeerwarlungen nicht erreicht wurden,

verkaufte der damalige Verwaltungsratsvorsitzende im Jahr 2005 Fondsanteile von

rd. S,0 Mio € und investierte diesen Betrag in z.T. hochspekulative Wertpapiere (sog.

cofonds-unterkonto). lm Zeitpunkt der Auflösung des vB,A-Cofonds am 30'06.2009

ergab sich aus den Zahlungsflüssen dieser wertpapiergeschäfte ein Defizit in Höhe

,ron - 2.907 T€, dem ein wertpapierbestand mit einem Kurswert jn Höhe von rd'

1,2 Mio € gegenüberstand (vgl' Nr' 2 des Fragenkatalogs)^

Über die gesamte Laufzeit des Fonds erhielt die VBA Ausschüttungen (darin auch Er-

träge aus Anteilsverkäufen) in HÖhe von 9.0'10'505,34 € (vgl. Nr. 1 des Fragenkala-

logs). Diese wurden trberwiegend für den Schuldendienst aus den Finanzierungsdarle-

hen venruendet. Zum Zeitpunkt der Auflösung des Fonds (30.06.2009) beliefen sich die

Kreditzinsen auf g.830 T€, für deren Begleichung neben Ausschüttungserträgen auch
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Einnahrnen aus weileren Verkäufen von Fondsanteilen herangezogen wurden (vgl,

hlr" 5 des Fragenkatalogs). Mittel für Aniageinvestitionen konnten aus dem Fonds hin-

gegen nicht erwirtschaftel werden {vgl. Nrn. 4 und 6 des Fragenkatalcgs).

Zum 30.06.2009 (Zeitpunkt der Auflösung des VBA-Üofonds und des Verkaufs der

Fondsanteile) ließ sich hinsichtlich des Finanzierungsmodells (ohne Berücksichtigung

der derivativen Finanzgeschäfie) folgendes Ergebnis feststellen (vgl. Nrn. 7 und I des

Fragenkatalogs):

Ergebnis VBA-Cofonds

Krediteinsen

Ergei:nis sonst. Wertpapiergeschäfle

{sog. Cofonds-UnterkontoJ

Wertpapierlrstand (Kurswerf: 30.06.2009)

Gesamtergebnis Finanaierungsmodell

{zum 3ü.06.2009, ohne derivative Finanzgeschäfte)

Eine tserechnung des endgültigen Gesamtdefieits

VBA weiterhin Kreditzinsen (Umschuldungskredit

+ 5.510 T€

- 8.830 T€

- 2.907 T€

+ 1.193 T€

- 5.064 T€

ist uns nicht möglich, da von der

ffiRest-
schutdil*Darlehen)zu entrichten sind und noch vorhandene Aktien und Derivate

- ie nach Wertentwicklung - das Gesamtergebnis zukünftig posiliv oder negaliv beein-

fiussen können.

lm Zusammenhang mit de,"n Finanzierungsmodellwären insbesondere foigende Fest-

stellungen zu treffen:

Das Modell einer kreditfinanzierten Fondsaullage wär von Anlang an wirtschaftlich

fragwürdig und verstieß gegen das Gebot der Risikominimierung und der ausrei-

chenden Sicherheit von Geldanlagen.

Der Ankauf von spekuiativen Wertpapieren (Aktien, Aktienanleihen, etc.) wär aus

kommunalrechtlicher Sicht unzulässig (vgl. Nr. 10 des Fragenkatalogs), Die Ge-

schäfte wurden vonr damaligen Verwaltungsraisvorsitzenden ohne Verlretungsbe-

fugnis abgeschlcssen.

Informations- und Kontrollpflichten wurden vernachiässigt. Insbesondere kam der

ehemalige Vorstandsvorsitzende seinen Informaiionspflichten gegenüber dem

Verwailungsrat nicht ausreichend nach; der Veruraltungsrat übte seine Überwa-

chungsfunktion nicht aus.
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b) Derivative Finanzgeschäfte

Aus dem Einsatz derivater Finanzinslrumente, die Überwiegend im Zusammenhang mit

dem Finanzierungsmodell abgeschlossen wurden, ergab sich bis zum Prüfungszeit-

punkt per Saldo ein Aufwand von rd. 2,0 Mio € (vgl. Nr. 3 des Fragenkatalogs). Noch

bestehende $wap-Geschäfte beideffBank sowie beiderlBank wiesen zum Prü-

fungszeitpunkt einen negativen Barwert von rd. - 2,3 Mio € aus, s0 dass bis Laufzeit-

ende evenluell noch weitere Verluste anfallen.

Für den Einsatz derivativer Finanzinstrumente fehiten dle organisatorischen Voraus-

setzungen und nachvollziehbare Ookurnentationen. Einige Swaps verstießen gegen

das Spekulationsverbot und das Konnexitätsprinzip.

c) Weitere Feststellungen

ZudenGeschäfisbeziehungenzwischenVBAbzw.esMundruwurdenUns
- trotz mehrmaliger Anforderung r nur unvollständige Unterlagen vorgelegt. Hiernach

wurdedemGeschäftsführerd''{KeinPrivatkreditgewährt,aufdessen
Rückzahlung wegen,,Uneinbringbarkeit" verzichtet wurde"

Der ehemalige Ve rwaltungsratsvorsitzende und spätere Berater S. führte die Geschäf-

te zum Teil ohne die erforderliche Zuständigkeil und Verlretungsbefugnis.

In Verbindung mil dem Finanzierungsmodell entstanden erhebliche Nebenkosten. Ins-

besondereandietflossenbeträcht|icheBeratungshonorare,zudemerhöh-
ten sich die Kosten für ciie Buchführung und die Jahresabschlüsse {aufgrund der durch

ciie Auflage des Fonds sowie der damit verbundenen Kreditaufnahme erhöhten Bilanz-

summe) erheblich.
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2.

2.1

Gegenstand und Verfahren der Früfung

Prüfungsgegenstand

Der Zweckverband zur Abwasserbeseitigung im Pfattertal hat uns auf Veranlassung

der zustäncligen Rechtsau{sichtsbehörde (Landratsarnt Regensburg) mit Schreiben

vom 14.10.2009 beauftragt, eine Sonderprüfung ,,des Finanzierungs- und Anlagekon-

zepts im Zusammenhang mit dem sog. VBA-Cofonds, seinem Unterkonto sovrie den

weiteren Finanzgeschäften" durchzuführen. Der zeitliche Rahmen der Sonderprüfung

erstreckte sich von der Auflage des Fonds im Jahr 1999 bis zum Oktcber 2009 sowie

in Bezug auf Swap-Geschäfte in Hinzeifällen bis Januar 2010.

Mit Beschluss des Verwaltungsrats der VBA vorn 07.07.2009 wurden uns für diese

Sonderprüfung umfassende Prüfungsrechte bei dem Kommunalunternehmen VBA

Verwallungs- und Beteiligungsgesellschafl des Zweckvertrandes zur Abwasserbeseili-

gung tm Pfatterlal und der Eetriebs- und $anierungsgesellschaft für kommunale

Dienstleistungen mbH Mintraching {BSM)eingeräumt' Es konnten auch die Finanz-

strör'ne in die BSM GmbH und die Klärschlammenlsorgungs-Akliengesellschaft KSE

AG (KSE) untersucht werden.

Der vorliegende Bericht beruht auf den uns zur Verfügung gesteilten Unterlagen und

den erleilten mundlichen Auskünften. Die Unterlagen waren allerdings nicht in ausrei-

chendem Maße vorbereitet. lnsbesondere war lestzustellen, dass hinsichtlich des

VgA-üofonds und der derivativen Finanzgeschäfte keine geordneten und im $achzu-

sammenhang slehenden Unterlagen bei dem Zweckverband bzw. dessen verbunde-

nen Unternehmen oder Beleiligungen vorlagen. Zum Teit waren die Akten bei dem als

Berater beauftragten ehemaligen Vorstands- und Verwaltungsratsvorsitzenden des

Kommu nalu nternehmens untergebracht.

Eine Vollständigkeitserklärung zu den übergebenen Unterlagen wurde trotz unserer

Anfarderung (Besprechung vom 17.11.2009) bis zum Prüfungsende nicht vorgelegt.

Die Voilsländigkeil der zur Verfügung ge$tellten Unterlagen kann daher ausdrücklich

nicht bestätigt werden. Die übergebenen Unterlagen waren zum Teil ungeordnet cder

nur rnit erheblichern Zeitaufwand nachvollziehbar. Oftmals mussten während der Prü-

fung noch Unierlagen nachgereicht oder erst erstellt bzw. von Dritten angefordert wer-

den. Mit Schreiben vom 21 .12.20A5 bemühten wir uns nochmals vergeblich um die

überlassung weiterer Unterlagen (vgl. Anlage 16 Blalt 1 und 2). Ebenfalls haben wir zu

Beginn der prüfung Bankenbestäiigungen der beteiligten Kreditinstitute angefordert.

Diese wurden aber bis eum Ende der Pr"üfung var Ort {1 1.01.2010) nicht vollständtg

beigebracht. Erst am 20.ü1.2010 erhielten wir Unterlagen eines Kreditinstituts mit

$tand 12.01.2010, die gemäß Anschreiben 'nach bestem Wissen und Gewissen ange-

fertigt, allerdings ohne Gewähr" seien.
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Soweit cjas Geselz über die kommunale Zusammenarbeit {KcmmZG) nichts anderes

vorschreibt, geiten für die Verbandswirtschaft die Vorschrifien über cjie Gemeindewirt-

schaft {Art. 40 Abs. 1 Satz 1 KommZG). Wir haben deshalb zur besseren Lesbarkeit

des Berichts nur die Varschriften der Gemeindeordnung (GO) - soweit diese einschlä-
gig waren - zil,iert.

2.2 Beginn und Ende der Prüfung, Prüfer

Das Gesamtergebnis der Prüfung wurde am 18.05.2010 in einer Schiussbesprechung

vorgetragen, an der teilnahmen

für den Zweckverband:

Der Verwaltungsrat des Kommunaluniernehmens

für das Landratsamt Regensburg:
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für den Bayerischen Kommunalen Früfungsverband:

3" Rechtliche Vsraussetaungen

Für den Zweckverband zur Abwasserbeseitigung im Pfattertal {AZV) galt zum Prü-

fungszeitpunkt die Verbandssatzung vom 07.01.1991 in der Fassung der vierten Ande-

rungssaizung vom 06.08.?001'

Der Zweckverband gründete mit Beschluss der Verbandsversammlung vOm

1S,0g.1ggS die VBA Veruraltungs- und Beteiligungsgeseilschaft des Zweckverbandes

zur Abwasserbeseitigung im Pfattertal {Kommunalunternehmen, VBA). Zum PrÜfungs-

zeitpunkt galt die Unternehmenssatzung vom 15.09.1998. Gegenstand des Unierneh-

mens ist die Durchführung der Abwasserbeseitigung im Rahrnen einer nril seinem Er-

richtungsorgan zu schließenden Zweckvereinbarung und die Verwaltung aller kommu-

naler üinrichtungen, Betriebe, Unternehmen und direkten und rndirekten Beteiligungen

seines Errichtungsorgans und deren Unternehmen und Betriebe {$ 2 Abs' 1 Satz 1 der

Satzung). Die VBA nirnml als Dachunternehmen in alien Elnrichtungen, Betrieben, Un-

ternehmen und Beteiligungen die jeweiligen Gesellschafterrechte im Sinne des öffent

lichen Wirkungskreises wahr und ist für die finanzieile, personelle, materielle und ver-

mögensmäßige Ausstattung der Einrichtungen, Betriebe, Unternehmen und Beteili-

güngen verantwortljch ($ 2 Abs' 3 Satz 1 der Satzung)'

Vorsitzender des Verwaltungsrats war bis zum 31 .05.2008 Herr $' Ab dem 01'06"20Ü8

übernahm Herr A. diese Funktion, wobei Curch Beschluss vom 22.07.2C108 nachträg-

lich vom venxalturrgsrat genehmigt wurde, dass Herr s. die Geschäfte des Verwal-

tungsratsvcrsitzenden bis zum 30.06.20SS weiterführte (vgl. Nr. 8.1 der Niederschrift

zur nichi öt{entlichen Verwaltungsratssitzung der vBA vom 22.Ü7'2008).

Vorslandsvorsitzender der VBA war bis zun 21.07.2003 ebenfalls Herr S. Ab diesem

Zeitpunkt war Herr K. in dieser Funktion tätig {vgl. Beschluss des Venrualtungsrats

vom 21.07.20ü3, Nr. 3 der i',liederschrift zur nichtöffentlichen Verwaltungsrätssitzung).

Seit 01.06.2008 ist Herr A. auch der Vorstandsvorsiizende der VBA {Beschluss des

verwaltungsrats vom 04^0s.20CI8, vgl. Nr. 3 der Niederschrift hierzu).
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Nach den geprüften Jahresabschiüssen der Jahre 1999 bis 2007 slieg der $tand

der Verbindlichkeiten des Kommunalunternehmens gegenüber Kreditinstituten iein-
schließlich der auf den Zweckverband laufenden Darlehen; sog. Altdarlehen) von rC.

30,1 Mio € auf rd. 44,5 Mio € an. lm zurn Früfungszeitpunkl noch nicht geprüften Jah-

resabschluss 2008 ist der $land der Verbindllchkeiten gegenübsr Kreditinstituten {ein-

schließlich der auf den Zweckverband laufenden Darlehen) mit rd. 42,4 f'Jlio € ausge-

wiesen. Die Anteile an dem V8A-Cofonds sind im Jahr 1999 als Wertpapiere des An-

iagevermögens rnit rd. 23,0 Mio € ausgewiesen. lm letzten geprüften Jahresabschluss

2007 sind die VBA-Cofonds-Anteile mit rci. 16,1 Mio € angesetzt-

Zu den wirtschaftlichen Verhältnissen des Kommunalunternehmens wird im Übrrgen

auf die vorliegenden Eerichte zur Prüfung der Jahresabschiüsse verwiesen. Hinsicht-

lich der Voiiständigkeil und Ordnungsmäßigkeit der JahresabschlÜsse unter Einbezie-

hung der BuchlührLrng verweisen wir eben{alls auf die Berichte zur Prüfung der Jah-

resabschlüsse. Diese PrÜfungsfelder sind im Rahrnen der Abschlussprüfung lu be-

handeln {vgi. Art. 107 Abs. 3 Satz 1 GO). ZurVermeidung von Doppelprüfungen ha-

ben wir grundsätzlich davon abgesehen, die Buchführung und die Bilanzierung im Hin-

blick auf das Finanzierungsmodell des VBA-Cofonds und die derivativen Finanzinstru-

mente in unsere Prüfung einzubeziehen.

Durch Besclrluss des Verwaltungsrats der VBA vom 23.09.1998 wurde die Betriebs-

uncj Sanierungsgesellschaft für kommunale Dienstleistungen mbH (B$M) gegründet

(Beschluss der Verbandsversämmlung des AZV vom 15.09.1998. vgi. Nr' 3 der Nie-

derschrift hierzu). Der Unternehmenszweck isl nach der Gesellschaftssatzung vom

0S.10.1999 die Erbringung kommunaler Aufgaben freiwiliiger und pflichtmäßiger Ar-t

einschließlich der Errichtung bzw. des Erwerbs dafür erforderlicher oder nützltcher

Grundstücke und Baulichkeiten. Die Stammeinlage von 1.022.583,76 € ist einzig von

tler VBA zu leislen. Seit Gründung der Gesellschafi ist Herr S. deren Geschäftsführer.

Darüber hinaus wurde mit Beschluss des Verwaltungsrats der VBA vom '10.02.2005

die Klärschlammentsorgungs-Aktiengesellschaft KSE AG (KSE)gegründet (vgl. Nr' 2

der Niederschrift hierzu). Zum Prüfungszeitpunkt galt die Gesellschaftssatzung vom

04.03.2005. Gegenstand des Unternehnens ist die Entsorgung und Verwertung von

Klärschlämmen sowie der Handel mit Klärschlämmen und deren Zwischen- und End-

produkten irn Rahmen der Entsargung und Verwertung. Aktionäre sind mit einem An-

teil der Zweckverband und mit den restlichen Anteilen die VBA. Vorstand der Gesell-

schaft war zum Prüfungszeitpunkt Herr 4., Prokurist Fierr S'



Zur Aufklärung der Finanzierungsgeschäfte des Zweckverbands sind von dem
Sachverständigen insbesondere folgende Fragen zu klären:

1) Welche Vezinsung hat der Coba-Fonds seit der Anlegung zum 20.07.1999
erwirtschaftet?

2) Wie hat sich das Coba-Fonds Unterkonto, angelegt im Jahr 2005, entwickelt?

3) Welche Erträge / Verluste haben so genannte Swap- und Cap-Geschäfte erbracht?

4) Wozu wurden die Zinsen verwendet?

5) a)Welche Zinszahlungen wurden für das Coba-Darlehen geleistet?
b) Wie wurden diese Zinsleistungen finanziert?

6) Welche Beträge wurden dem Fonds zur Finanzierung von lnvestitionen
entnommen?

7) Wie hoch ist der aktuelle Börsenwert des Fonds?

S) Wie wird die Entwicklung des Fonds zum Vertragsablauf 30.06.2009 beurteilt?

9) Wurden die Wertpapiergeschäfte ordnungsgemäß verbucht und in die Bilanzen
eingestellt?

10) Wie wird die rechtliche Zulässigkeit der Wertpapiergeschäfte beurteilt?


